
Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern
Anhörung im Bundestagsausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Am 28.Januar 2009 fand vor dem Bundestagsausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine öffentliche
Anhörung zum Thema: „Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern“ statt (zu den BT-Drs. 16/11175,
16/11192, 16/8784; Ausschussdrucksache 16(13)419a neu).

Zur Vorbereitung dieser Anhörung wurden den Anhörpersonen vorab schriftlich 56 Fragen gestellt. Als Anhörper-
sonen waren geladen: Dr. Astrid Ziegler (WSI); Silvia Strub (Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien); Dr.
Armgard v. Reden (IBM); Prof. Dr. Sibylle Raasch ( DJB); Prof. Dr. Frederike Maier (HTM- Institut der FHfW Ber-
lin); Doris Liebscher (Antidiskriminierungsbüro Sachsen); Dr. Hans-Peter Klös (IDW); Petra Ganser (VerDi); Dr.
Achim Dercks (DIHT).

Wir dokumentieren im Folgenden die Stellungnahme Dr. Astrid Zieglers vom Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung Düsseldorf zu den Fragen 1-50. Ergänzend dokumentieren
wir die Antworten von Silva Strub vom Eidgenössischen Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann in der
Schweiz zu den Fragen 53-56, da von ihr das den Unternehmen seit 2006 zur Verfügung gestellte Excel-Programm
„Logib“ und Vorgaben des Schweizer Beschaffungsrechts näher erläutert werden.

Astrid Ziegler
Beantwortung des Fragenkatalogs

Vorbemerkung
Die vorliegende Stellungnahme konzentriert sich

auf die Fragen des vorab verschickten Fragenkata-
logs, die sich direkt auf die Entgeltgleichheit zwi-
schen Frauen und Männern beziehen. Darüber hin-
ausgehende Fragen konnten auf Grund des Zeitrah-
mens, der zur Beantwortung der Fragen zur Verfü-
gung stand, nicht beantwortet werden.

1. Was sind aus Ihrer Sicht die wesentlichen Faktoren
für das in Deutschland bestehende Gender Pay Gap
von 23 %? Wo sehen Sie die wesentlichen Ursachen
für Entgeltungleichheit in Unternehmen und
Betrieben?

Das Internationale Arbeitsamt hat in einer Veröf-
fentlichung von 2007 die verschiedenen Ursachen
und Dimensionen des geschlechtsspezifischen Lohn-
gefälles im Überblick festgehalten (siehe Übersicht).
Daraus ist ersichtlich, dass die Ursachen für den Ver-
dienstunterschied zwischen Frauen und Männern
vielfältig und mehrdimensional sind, diese spielen
meist zusammen und verstärken sich gegenseitig.

Die [nachstehende] Übersicht bildet hierbei nur das
Grundentgelt ab. Andere Entgeltbestandteile (wie
z.B. Zulagen und Zuschüsse, leistungsabhängige
Entgeltbestandteile) werden dadurch nicht ausge-
wiesen. Aber auch diese Entgeltbestandteile können
zum Gender Pay Gap beitragen.

Die aufgelisteten Kriterien und Dimensionen
sind der individuellen, betrieblichen und institutio-
nellen Ebene zuzuordnen. Die betriebliche Ebene
spielt dabei eine große Rolle. In den Betrieben wird
über Personaleinstellungen und Stellenbesetzungen
entschieden, Betriebe gestalten Entlohnungssyste-
me, definieren und bewerten Arbeitsplätze usw. All
diese Punkte können Frauen benachteiligen, wenn
sie nur aufgrund ihres Geschlechts nicht eingestellt,
für eine höhere Position als nicht geeignet gelten oder
frauendominante Arbeitsplätze und Tätigkeiten in
den Betrieben geringer entlohnt werden.

2. Woran liegt es ihrer Auffassung nach, dass sich an
dieser Differenz in den letzten Jahren praktisch nichts
verändert hat? (Trotz der starken gesellschaftlichen
Veränderungen in dieser Zeit, wie der deutlich verbes-
serten Bildung, der Berufsorientierung, der – in An-
sätzen – verbesserten Kinderbetreuung, dem gesell-
schaftlichen Wandel hin zu egalitären
Partnerschaftsmodellen…)

Seit den 1950er Jahren haben sich die Einkom-
men zwischen Frauen und Männern in Westdeutsch-
land kontinuierlich angenähert. Doch die Geschwin-
digkeit des Aufholprozesses hat seit Ende der 1990er
Jahre an Dynamik verloren. Für Ostdeutschland
wird sogar eine Stagnation, wenn nicht sogar eine
Zunahme der Einkommensunterschiede sichtbar
(Ziegler 2005).
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Gender Pay Gap im Angestellten- und Arbeiterinnenbereich,

Westdeutschland 1959 (1957) - 2005, Ostdeutschland 1990-2005

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes

In der Vergangenheit ging es hauptsächlich um
die Beseitigung der direkten oder unmittelbaren
Lohndiskriminierung von Frauen (z.B. die „Lohnab-
schlagsklauseln“ für Frauen in den 50er Jahren). Die-
se offene Form der Einkommensdiskriminierung ist
in Deutschland in der Praxis selten geworden. Heute
geht es eher um viele, oft versteckte Ursachen, die als
indirekte bzw. mittelbare Entgeltdiskriminierung be-
zeichnet werden. Diese mittelbare Diskriminierung
ist in der Realität viel schwerer nachzuweisen, da sie
sich hinter geschlechtsneutral formulierten
Regelungen und betrieblichen Umsetzungspraxen
verbergen.
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Übersicht: Ursachen und Dimensionen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles

Ursachen Dimensionen

Unterschiedliche Produktivitätsmerkmale bei Männern und
Frauen

Ausbildungsjahre
Fachgebiet
Arbeitserfahrung in Jahren
Dienstalter am Arbeitsplatz

Unterschiedliche Merkmale der Unternehmen und Sektoren,
die Männer und Frauen einstellen

Größe des Unternehmens
Branche
Gewerkschaftliche Organisierung der Unternehmen und
Sektoren

Unterschiede bei den Arbeitsplätzen von Frauen und Män-
nern

Unterschied in der Stundenzahl bezahlter Arbeit

Frauen in besser bezahlten Positionen unterrepräsentiert
Frauen in einer geringeren Bandbreite von Berufen und in
Berufen, in denen weniger gezahlt wird als bei Männern
üblich, überrepräsentiert
Frauen und Männer in unterschiedlichen Bereichen der-
selben Berufsgruppe angesiedelt
Frauen bei Teilzeit überrepräsentiert
Männer arbeiten länger (bezahlte Erwerbstätigkeit) als
Frauen

Diskriminierung beim Entgelt
Unmittelbare Diskriminierung

Mittelbare Diskriminierung

Unterschiedliche Bezahlung für Männer (höher) und für
Frauen bei gleicher oder ähnlicher Arbeit
Unterschiedliche Stellenbezeichnung (und Entgelt) für
gleiche oder ähnliche Arbeit
Unterbewertung der mit „weiblichen“ Arbeitsplätzen ver-
bundenen Fähigkeiten, Kompetenzen und Zuständigkeiten
Geschlechtsspezifische Benachteiligung bei Arbeitsplatz-
bewertungsmethoden
Geschlechtsspezifische Benachteiligung bei Systemen der
Stelleneinstufung
Geschlechtsspezifische Benachteiligung bei den Arbeits-
entgeltsystemen

Quelle: Internationales Arbeitsamt (2007): 82



3. Nach einer neuen Studie des DIW lässt sich nur
gut ein Drittel der Lohndifferenz zwischen Männern
und Frauen erklären. Der Rest seien institutionelle
und kulturelle Einflüsse. Welche können dies Ihrer
Meinung nach sein und wie kann man diesen
entgegenwirken?

In Deutschland üben auch die institutionellen
und politischen Rahmenbedingungen einen großen
Einfluss auf das Einkommen der Beschäftigten und
damit auf den Einkommensabstand zwischen Frauen
und Männern aus. Dabei handelt es sich um Ursa-
chen, die häufig nicht im Zusammenhang mit den
geschlechtsspezifischen Einkommensunterschieden
diskutiert werden und erst auf den zweiten Blick Ein-
fluss auf den Verdienstabstand von Frauen und Män-
nern haben können. Der Einfluss institutioneller
Faktoren auf den Gender Pay Gap wird einerseits
über die betriebliche Institution des Betriebsrats bzw.
Tarifbindung diskutiert und andererseits über das
Steuer- und Sozialsystem.

Dabei wurde in mehreren aktuellen Studien
nachgewiesen, dass

1. ein Betriebsrat und die Tarifbindung den Ein-
kommensabstand reduzieren: So zeigen z.B. Hein-
ze/Wolf (2006), dass der Verdienstunterschied nach
Geschlecht in Betrieben mit Betriebsrat oder in tarif-
gebundenen Betrieben kleiner als in anderen Betrie-
ben ist. Gartner/ Stephan (2004) weisen nach, dass
der Einkommensunterschied zwischen Männern
und Frauen zum Teil darum geringer ist, weil die
Lohnspreizung generell in Betrieben mit Betriebsrat
oder mit Tarifbindung geringer ist. Davon profitie-
ren insbesondere Frauen, da sie in den unteren Lohn-
gruppen überproportional vertreten sind. Daneben
zeigt sich aber auch, dass in Betrieben mit Betriebsrat
oder mit Tarifbindung die Einkommen von Frauen
auch über das gesamte Einkommensspektrum hin-
weg näher an den Einkommen von Männern liegen
und damit die Verdienstungleichheit geringer
ausfällt.

2. das Steuer- und Sozialsystem zu ungunsten
des Frauenverdienstes wirkt: Die Ausgestaltung des
Steuer- und Sozialsystems ist für die geringe Teilha-
be von Frauen an Erwerbsarbeit und Einkommen
von zentraler Bedeutung (WSI et al. 2001). Deut-
lich werden dabei verschiedene (Fehl-)Anreize für
die Erwerbsbeteiligung von Frauen und damit für
ihr Einkommen: So unterstützt das existierende
Steuer- und Sozialleistungssystem einseitig die In-
stitution der Ehe. Im Bereich der Besteuerung er-
weist sich vor allem das Ehegattensplitting als
Hemmnis für eine Ausdehnung des Arbeitsange-
bots verheirateter Frauen, da der Splittingvorteil
umso größer ist, je ungleicher das Einkommen der
Ehepartner ausfällt. Am höchsten ist er, wenn die
Frau (bzw. die zweite Person) nicht oder nur gering-

fügig erwerbstätig ist. Darüber hinaus wird die
Nichterwerbsarbeit bzw. die eingeschränkte Er-
werbsarbeit verheirateter Frauen im Sozialleistungs-
system maßgeblich durch die Ausgestaltung abge-
leiteter Sicherungsansprüche unterstützt. Dies be-
trifft die beitragsfreie Mitversicherung in der
Gesetzlichen Krankenversicherung sowie der
Hinterbliebenenrenten in der Gesetzlichen
Rentenversicherung.

Die durch Besteuerungs- und Sozialleistungssys-
teme geförderte Beschränkung der Erwerbstätigkeit
von (Ehe-)Frauen zieht Defizite im Bereich der ei-
genständigen sozialen Sicherung nach sich. Dies wird
deutlich bei der Arbeitslosenversicherung durch die
niedrigeren Lohnersatzleistungen von Frauen gegen-
über Männern und bei den Alterssicherungsansprü-
chen von Frauen, die an die vorherige Erwerbs- und
Einkommensbiografie gekoppelt sind.

4. Laut WSI Datenreport von 2005 resultiert immer
noch ein Drittel der Lohndiskriminierung aus direk-
ter Diskriminierung wegen des Geschlechts. Wie
kommt das, obwohl es doch seit über einem halben
Jahrhundert verboten ist?

Es geht heute um die „versteckte“ Form der Ent-
geltdiskriminierung. Diese Diskriminierung ist in
der Realität viel schwerer nachzuweisen, da sie sich
hinter geschlechtsneutral formulierten Regelungen
und betrieblichen Umsetzungspraxen verbirgt (siehe
auch Fragen 2, 3 und 5).

5. Gibt es strukturelle Ursachen für Entgeltungleich-
heit und welche sind dies?

Eine zentrale Ursache ist die Segregation des Ar-
beitsmarktes: Frauen und Männer sind in Branchen
und Berufen unterschiedlich stark vertreten (hori-
zontale Segregation). Frauen arbeiten nicht nur in
weniger Berufen, sondern sie sind auch stärker auf
einzelne Branchen konzentriert als Männer. Bezogen
auf die Verdienstmöglichkeiten bedeutet dies, dass
sich Frauen vorwiegend in Branchen am unteren
Ende der Verdienstskala konzentrieren, wie im Tex-
til- und Bekleidungsgewerbe, im Handel oder in be-
stimmten Dienstleistungsbereichen. Wirtschafts-
zweige mit einem hohen Verdienstniveau, wie z.B.
die Chemische Industrie, die Energie- und Wasser-
versorgung, der Fahrzeug- und Maschinenbau, wei-
sen traditionell einen geringen Frauenanteil auf. Gra-
vierende Lohnunterschiede zwischen Frauen und
Männern gibt es auch bei den Berufen, dies zeigen
z.B. Daten aus dem WSI-FrauenLohnSpiegel
(www.frauenlohnspiegel.de). Es gibt aber nicht nur
große Verdienstunterschiede zwischen den einzelnen
Branchen und Berufen, sondern auch große
geschlechtsspezifische Unterschiede innerhalb
derselben Branchen und Berufe.
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Ein weiteres Merkmal der horizontalen Segregati-
on ist, dass die Bereiche, in denen häufig Frauen tätig
sind, gesellschaftlich oft geringer angesehen und
dementsprechend geringer vergütet werden. Eine
Rolle spielen hierbei auch Diskriminierungsprozesse,
die dafür sorgen, dass einerseits in Berufen mit einem
hohen Frauenanteil das Lohnniveau geringer ist und
andererseits Berufe, in denen im Zeitablauf der Frau-
enanteil steigt, entwertet werden. Beispielsweise ist
im Zeitablauf bei der „Feminisierung“ eines Berufs
ein „tipping point“ zu beobachten, d. h. ab einem ge-
wissen Umkipp-Punkt, ab dem Männer aus diesen
Berufen verschwinden, sinkt das
Einkommensniveau (vgl. dazu Hinz, Gartner 2005)
– siehe auch Fragen 1 und 3.

Neben der horizontalen Segregation des Arbeits-
marktes besteht auch eine stark ausgeprägte vertikale
Polarisation auf dem Arbeitsmarkt: Frauen sind in
Führungspositionen nicht nur unterrepräsentiert, sie
verdienen auch erheblich weniger als ihre männli-
chen Kollegen (Holst 2006). Zudem werden die be-
trieblichen Aufstiegsmöglichkeiten von Frauen ge-
ringer eingeschätzt als die von Männern, weil z.B.
Führungseigenschaften – wie Verhandlungs- und
Durchsetzungsgeschick – eher Männer als Frauen
zugesprochen werden (Hübler 2003).

Bekanntlich führt in Deutschland der Versuch,
Beruf und Familie zu vereinbaren, zu einem hohen
Anteil an in Teilzeit beschäftigten Frauen. Häufig
kommen Frauen nach einer Babypause nicht in ihren
Beruf zurück oder geben ihre berufliche Karriere
ganz auf. Frauen sind bei gleichem Alter im Schnitt
weniger Jahre berufstätig, vor allem weil sie ihre Er-
werbstätigkeit häufiger durch Erziehungszeiten un-
terbrechen (Beblo/Wolf 2003). Beblo et al. (2006)
fanden heraus, dass Frauen tendenziell eher Arbeits-
plätze in Betrieben bevorzugen, wo sie Beruf und Fa-
milie leichter vereinbaren können. Dabei nehmen sie
auch ein geringeres Einkommen in Kauf. Frauen er-
zielen dadurch nicht nur ein geringeres Einkommen,
sondern sie haben, wenn sie das Rentenalter
erreichen, geringere Rentenansprüche.

6. Welche Probleme erschweren bzw. verhindern die
Rechtsdurchsetzung des Verbotes der Entgeltdiskrimi-
nierung?

In der Arbeitswelt und in Unternehmen wird das
Thema geschlechtsspezifische Entgeltungleichheit
tabuisiert. Was Frauen und was Männer in einem Be-
trieb bei gleicher Qualifikation und Verantwortung
verdienen, ist nur wenig transparent (Sinus
Sociovision 2008: 20).

Ein gravierendes Hindernis zur Durchsetzung
von Entgeltgleichheit ist daneben ein mangelndes
Problemverständnis bei den Akteuren, Betroffenen
und Gerichten vor allem für das Prinzip des gleichen

Entgelts für gleichwertige Arbeit. Häufig wird nicht
verstanden, was damit gemeint ist (Winter 1998:
22). Ebenso verhält es sich mit dem Begriff der mit-
telbaren Diskriminierung. Vielfach wird nur die un-
mittelbare Diskriminierung als Problem wahrge-
nommen. Carl/Krehnke (2004) haben in einer Stu-
die zur betrieblichen Eingruppierungspraxis in der
Metall- und Chemieindustrie festgestellt, dass Perso-
nalmanagement, Betriebsrat und Beschäftigte wenig
Verständnis dafür aufbrachten, dass betriebliche Ar-
beitsbewertungs- und Eingruppierungspraxis zu ei-
ner mittelbaren Benachteiligung von Frauen führen
kann. Und: welche Frau/ welcher Mann klagt schon
gerne gegen den eigenen Arbeitgeber?

7. Welche Handlungsoptionen auf Grund welcher bis-
herigen Forschungsergebnisse oder praktischen Er-
kenntnisse existieren auf Bundesebene mit Blick auf
die Entgeltgleichheit und Frauenförderung und wie
beurteilen Sie diese?

Die deutsche Politik setzt eher an den Rahmenbe-
dingungen an und will in erster Linie über die Ver-
breitung von Informationen bzw. best-practics-Bei-
spielen die Öffentlichkeit für das Thema sensibilisie-
ren. Einschneidende Maßnahmen, die z.B. die Ar-
beitgeber verpflichten würden, Lohnunterschiede
zwischen Frauen und Männern in ihrem Bereich zu
rechtfertigen, transparente und verständliche Vergü-
tungssysteme anzuwenden, sind in Deutschland
nicht in Sicht. Die deutsche Politik setzt im Hinblick
auf die Arbeitgeberseite auf freiwillige Maßnahmen.
In diesem Zusammenhang wird lediglich an die so-
ziale Verantwortung deutscher Unternehmen appel-
liert, in ihrem Unternehmen das Prinzip der Entgelt-
gleichheit zu realisieren. Ansonsten respektiert die
deutsche Politik die Tarifhoheit und überlässt es den
Tarifvertragsparteien Lohnbewertungssysteme zu
schaffen, die den Grundsatz gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit durchsetzen.

Die politischen Maßnahmen setzen eher daran
an, das Beschäftigungsmuster von Frauen generell zu
verändern. Einerseits will sie durch den Ausbau des
Angebots an Kinderbetreuung, durch die Einfüh-
rung des Elterngeldes und die steuerliche Absetzung
von Kinderbetreuungskosten wichtige Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass insbesondere die Er-
werbsunterbrechung von Frauen minimiert wird.
Andererseits soll durch einschlägige Aktivitäten das
berufliche Spektrum von Mädchen (z.B. girls day),
der Anteil in zukunftsorientierten Berufen sowie in
Fach- und Führungspositionen (www.Frauenma-
chenKarriere.de) verbreitert werden. Was fehlt, ist
eine politische Strategie zur Förderung der ge-
schlechtsspezifischen Entgeltgleichheit, die an allen
Ursachen in individueller, institutioneller und
betrieblicher Hinsicht ansetzt.
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8. Welche Maßnahmen seitens der Verbände wurden
bereits ergriffen bzw. würden Sie für sinnvoll
erachten?

Insbesondere die Gewerkschafterinnen treten seit
einiger Zeit für die Notwenigkeit ein, tarifvertragli-
che Regelungen in der betrieblichen Praxis auf ihre
Geschlechtsneutralität der Arbeitsbewertung hin zu
überprüfen und zu überarbeiten. Auch mangelt es
weniger an Checklisten und Leitfäden zur Überprü-
fung von Tarif-/Kollektivverträgen auf Diskriminie-
rungsfreiheit. So formulieren der neue Tarifvertrag
für den öffentlichen Dienst und das Entgelt-Rah-
menabkommen (ERA-TV) in der Metall- und Elek-
troindustrie neue Arbeitsbewertungssysteme mit
dem Anspruch einer größeren Geschlechterneutrali-
tät. Alleine: Es fehlt an der Umsetzung. Letztendlich
ist eine neue Arbeitsbewertung nicht zwangsläufig
kostenneutral, so dass diese als Kostenfaktor für das
Unternehmen zu Buche schlagen kann, entsprech-
end wenig aktiv sind die Arbeitgeber.

9. Welche Ursachen sind hinsichtlich der ungeklärten
Lohnunterschiede von 10 bis 15 % denkbar, und wie
könnte diesen wirksam begegnet werden?

Siehe Fragen 1-8.

10. Welche Daten liegen zur Mehrdimensionalität
von Entgeltdiskriminierung vor? Lassen sich die Wech-
selwirkungen von Dimensionen wie Geschlecht, Alter,
Migrationshintergrund, Bildungsstand, Region etc.
aufzeigen? Welche Forderungen ergeben sich daraus?

Einkommensunterschiede zwischen Frauen und
Männern werden gewöhnlich mit Hilfe von statisti-
schen Kennzahlen berechnet. Für Deutschland lie-
gen mehrere Datenquellen vor, die zum großen Teil
detaillierte Informationen über das Einkommen von
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen bereitstel-
len. Die gängigsten Datenquellen sind
— die Vierteljährliche Verdiensterhebung (VVE)

und die Verdienststrukturerhebung (VSE) beim
Statistischen Bundesamt,

— das Sozioökonomische Panel (SOEP),
— das Linked Employer-Employee-Panel (LIAB)

des IAB sowie
— das Online-Portal „Frauenlohnspiegel“ des

WSI-Tarifarchivs.

All diese Statistiken belegen zwar, dass es erhebliche
Einkommensunterschiede zwischen Männern und
Frauen in Deutschland gibt. Aber die über diese Ein-
kommensstatistiken bereitgestellten Daten geben
keinen kompletten Überblick über die Situation und
Entwicklung der Einkommen von Frauen und Män-
nern in Deutschland, weil sie zum Teil Wirtschafts-
bereiche (wie den öffentlichen Dienst), Kleinstbe-
triebe (Betriebe bis 10 Beschäftigte) oder Einkom-

men oberhalb der Bemessungsgrenze von vornehe-
rein ausklammern. Bezogen auf die ersten beiden
Punkte erfassen sie damit frauenpolitisch wichtige
Bereiche des Arbeitsmarktes nicht.

In den letzten Jahren gab es erhebliche Fortschrit-
te in Bezug auf den Erhebungsumfang und die Erhe-
bungsmethode. Insbesondere die Verdienststruktur-
erhebung und die Vierteljährliche Verdiensterhe-
bung des Statistischen Bundesamtes sind seit 2006
an einheitliche europäische Standards weiterentwi-
ckelt worden (vgl. www.destatis.de). Jedoch decken
die vorhandenen Datenquellen nach wie vor nur
einen Teilbereich des Beschäftigungssystems ab.

Die Mehrzahl der Verdienststatistiken gibt Aus-
kunft über Brutto-, Nettoverdienste, Stunden-, Mo-
nats- oder Jahreseinkommen sowie über das Einkom-
men voll- und teilzeitbeschäftigter Frauen und Män-
ner. Die Verdienststatistiken enthalten darüber hin-
aus Angaben über weitere individuelle sowie betrieb-
liche Merkmale. Sie liefern Daten, die von allen (Ge-
schlecht, Branchen, Betriebsgröße), einem Teil (Un-
ternehmenszugehörigkeit, Alter, Qualifikation) oder
einer (z.B. Leistungsgruppe) Datenquelle(n) bereit-
gestellt werden (wird). Da mit Ausnahme des SOEP
aber die Zahl der gearbeiteten Stunden nicht erhoben
werden, können über die anderen Datenquellen kei-
ne Angaben über den für die Frauenbeschäftigung so
wichtigen Teilzeitarbeitsmarkt gemacht werden. Die
Statistiken stellen unterschiedliche Informationen
zur Verfügung. Nur ein Teil der Ursachen des Gender
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Pay Gaps wird erfasst und kann über sie abgebildet
werden, so dass alleine über die Verdienststatistiken
der Lohnunterschied nicht vollständig erklärt
werden kann.

12. Wir haben genügend Informationen über das ge-
schlechtsspezifische Berufswahlverhalten von jungen
Menschen. Trotz der bisher zum Einsatz kommenden
Maßnahmen hat sich hier relativ wenig verändert.
Was müsste aus Ihrer Einschätzung noch getan
werden?

13. Wie kann das Berufs- und Ausbildungswahlver-
halten von Mädchen bzw. jungen Frauen dahinge-
hend geändert werden, dass sie sich verstärkt zukunfts-
trächtigen Berufsfeldern in den MINT-Bereichen
zuwenden?

Zu diesen Themenfeldern wurde im WSI nicht
geforscht. Im Rahmen des Berufs- und Einkom-
mensberichts der Bundesregierung (WSI et al. 2001)
wurde aber auf die Problematik der immer weiteren
Einengung der durchaus breiter gestreuten Berufs-
wünsche der Mädchen durch Eltern, Schule und Be-
rufsberatung seitens der Arbeitsagenturen verwiesen.
So würden Mädchen geschlechtsspezifisch beraten
und ihnen wird von für Frauen „ungewöhnlichen“
Berufen abgeraten. Die Praxis in den Schulen und
Arbeitsagenturen sollte daher erneut Gegenstand der
Forschung und Evaluation sein, sofern nicht bereits
geschehen.

Grundsätzlich ist jedoch anzumerken, dass die
Diskussion über Berufswahl von Frauen im Zusam-
menhang mit der Entgeltungleichheit nicht überbe-
wertet werden darf, um nicht die Ursachen an der fal-
schen Stelle zu suchen („Blame the victim“). Es muss
darum gehen, die Berufe, die Frauen wählen, so zu
entlohnen, dass geschlechtsspezifische Entgeltdiskri-
minierung ausgeschlossen ist. Auf der Grundlage von
geeigneten Arbeitsbewertungsverfahren muss der
Grundsatz des gleichen Entgelts nicht nur für glei-
che, sondern für gleichwertige Arbeit umgesetzt wer-
den (siehe Fragen 5, 36). Die Berufswahl von Frauen
darf nicht grundsätzlich als Problem angesehen
werden.

14. Welche Auswirkungen haben “Auszeiten” in der
Erwerbsbiographie im Zusammenhang mit ungleichen
Bezahlungen? Wird sich hier durch die zunehmende
Inanspruchnahme z.B. der Elternzeit durch Väter
etwas verändern?

Erwerbsunterbrechungen wirken nachweislich
negativ auf das weitere Einkommen (siehe Frage 5
und Sigle-Rushton/Waldfogel 2007) und erst recht
auf das kumulierte Erwerbseinkommen im Lebens-
verlauf sowie die Renteneinkünfte (WSI et al. 2001).

17. Würde die Einführung von Mindestlöhnen die
Entgeltungleichheit verringern? Wie müssten diese
ausgestaltet werden? Könnte dadurch eine geschlechts-
neutrale Basis für eine Neubewertung von Tätigkeiten
geschaffen werden?

Mindestlöhne würden in starkem Maße Frauen
betreffen und ihre Einkommenssituation verbes-
sern. Ihr Anteil an den Niedrigeinkommen ist über-
proportional hoch, fast jede dritte Vollzeit beschäf-
tigte Frau bezieht Einkommen im Niedrigeinkom-
mensbereich. Bezieht man Teilzeit- und Minijobs
ein, liegt der Frauenanteil am Niedriglohnsektor bei
fast 70 Prozent (Kalina/Weinkopf 2008). Zur Aus-
gestaltung von Mindestlöhnen vgl.
Bispinck/Schulten 2008.

19. Würde die Einführung eines Verbandsklagerechts
im AGG dazu beitragen, dass von dem rechtlichen In-
strument mehr Gebrauch gemacht würde – dies auch
unter dem Gesichtspunkt, dass Frauen seltener den in-
dividuellen Klageweg beschreiten? Wie müsste es aus-
gestaltet sein, um Frauen ein wirksames Instrument
an die Hand zu geben, gegen Lohndiskriminierung
vorzugehen?

Ein Verbandsklagerecht würde die Möglichkeit
der Durchsetzung von Entgeltgleichheit erhöhen.
Konkrete Überlegungen zur tatsächlichen Durchset-
zung von Entgeltgleichheit wurden in einem Vor-
schlag für ein Gesetz zur Gleichstellung der Ge-
schlechter in der Privatwirtschaft (Pfarr 2001) sowie
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zur Entgeltgleichheit in kollektiven Entgeltsystemen
(Pfarr 2004) entwickelt.

21. Inzwischen hat es ja einige, bisher jedoch noch
wenige Urteile unter Bezug auf die Vorschriften des
AGG gegeben. Ist das AGG ein geeignetes Instrument
zur Herstellung von Entgeltgleichheit? Warum wurde
aus Ihrer Sicht von den gesetzlichen Möglichkeiten des
AGG bisher nur relativ wenig Gebrauch gemacht?

Siehe Frage 6.

26. Welche Auswirkungen haben die Gestaltung unse-
res Steuerrechts und unseres Sozialversicherungsrechts
auf Entgeltungleichheit (z.B. abgeleitete Ansprüche)?

Siehe Frage 3.

27. In den Aufsichtsräten deutscher Unternehmen fin-
den sich kaum Frauen. Welche Möglichkeiten sehen
Sie, den Anteil von Frauen in den Aufsichtsräten in
Deutschland zu erhöhen? Wäre eine Quote analog
Norwegen eine geeignete Maßnahme?

In den 160 börsennotierten deutschen Unterneh-
men entfiel zum März 2008 noch nicht einmal ein
Zehntel aller Sitze in den Aufsichtsräten (9,3%) auf
Frauen. Dass es überhaupt Frauen in Aufsichtsräten
gibt, geht hauptsächlich auf die Entsendung von
Frauen durch Arbeitnehmervertretungen zurück:
18,3% aller Arbeitnehmervertreter sind weiblich, auf
der Anteilseignerseite sind es nur 3,4% (Weckes
2008). Diese für die Unternehmensleitung ernüch-
ternde Bilanz ist nicht zuletzt eine Folge der im Ver-
gleich zu Männern geringen Zahl von weiblichen
Topführungskräften. Nach Unternehmensangaben
haben Frauen gegenwärtig etwa ein Zehntel der Füh-
rungspositionen in Deutschland inne. Auch wenn es
hier in der letzten Dekade in einigen Bereichen Fort-
schritte gegeben hat, so liegt eine auch nur
annähernd gleiche Vertretung von Frauen und
Männern noch in weiter Ferne (Holst 2005).

34. Welche Chancen sehen Sie in neuen Arbeitsbewer-
tungsmaßnahmen? Wie können tarifliche Regelungen
erreicht werden, die eine gleiche Bezahlung für gleich-
wertige Arbeit gewährleisten? Gibt es Modelle, die er-
probt werden und Erfolg versprechend scheinen, um
die Bewertung von Tätigkeiten, die (überwiegend)
von Frauen ausgeübt werden, der Bewertung von Tä-
tigkeiten, die (überwiegend) von Männern ausgeübt
werden, anzugleichen?

Siehe Frage 36.

35. Aus welchem Grund finden neue diskriminie-
rungsfreie Bewertungsverfahren in die Tarifverhand-
lungen so schwer Eingang?

Für die Arbeitgeberverbände liegt keine Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts in den Tarifver-

trägen vor. Dies wird in den Gewerkschaften anders
gesehen. Insbesondere die Gewerkschafterinnen tre-
ten seit einiger Zeit für die Notwendigkeit ein, tarif-
vertragliche Regelungen in der betrieblichen Praxis
auf ihre Geschlechtsneutralität der Arbeitsbewertung
hin zu überprüfen und zu überarbeiten.
Siehe Frage 8.

36. Warum haben die Tarifpartner noch kein ge-
schlechtsneutrales Arbeitsbewertungssystem eingeführt,
um zu vermeiden, dass eine unverhältnismäßig hohe
Gewichtung von Kriterien, die vor allem auf von
Männern dominierte Tätigkeiten zutreffen, zu gerin-
geren Löhnen für Frauen führt? Welche Möglichkeiten
gibt es, um die Verfahren der Arbeitsbewertung
geschlechtsneutraler auszugestalten?

Insgesamt bestehen in Deutschland derzeit rund
69.600 gültige Tarifverträge (Bispinck 2008: 90),
ihre Überprüfung braucht Zeit. Es braucht außer-
dem ein Verständnis von beiden Tarifvertragspar-
teien. Tondorf (2007) hat in einem aktuellen Leitfa-
den zur Durchsetzung des Grundsatzes des gleichen
Entgelts bei gleicher und gleichwertiger Arbeit Fra-
gen entwickelt, die die Arbeitsbewertung auf ihre
Geschlechtergerechtigkeit hin überprüft. Generell
kann zwischen einer summarischen und einer analy-
tischen Arbeitsbewertung unterschieden werden.
Tondorf kommt zu dem Ergebnis: „Ein analytisches
Bewertungsverfahren bietet bessere Voraussetzun-
gen für die Durchsetzung von Entgeltgleichheit als
das summarische Verfahren, da die Bewertungsent-
scheidung eher transparent wird, sowohl durch die
getrennte Analyse eines jeden Kriteriums als auch
durch die ausgewiesene Gewichtung der Kriterien.
Darüber hinaus ist der Grundsatz der einheitlichen
Bewertung nach der Richtlinie 2006/54/EG (s.
auch 75/117/EWG) gewährleistet. Das bedeutet al-
lerdings nicht, dass analytische Verfahren per se dis-
kriminierungsfrei wären. Es muss – wie auch bei
summarischen Verfahren – darauf geachtet werden,
dass alle wesentlichen Anforderungen an frauen-
und männerdominierte Tätigkeiten berücksichtigt
und so beschrieben werden, dass keine Benachteili-
gung möglich wird.“ (Tondorf 2007: 29) Neuere
Konzepte sind analytisch ausgerichtet, wie z.B. die
„Analytische Bewertung von Arbeitstätigkeiten
nach Katz und Baitsch“ (ABAKABA). Siehe Fragen
8, 35.

37. Welche Grundlagen sind erforderlich, um Entgelt-
gleichheit im Zusammenhang mit gleichwertiger Ar-
beit zu realisieren? Wäre die Erarbeitung eines Kriter-
ienkataloges sinnvoll und welche Elemente müsste die-
ser enthalten und wer sollte diesen erarbeiten?

Checklisten und Leitfäden liegen vor, sie müssen
nur noch genutzt werden. Siehe Frage 36.
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46. Welche innerbetrieblichen Instrumente sind vor-
handen und geeignet bzw. müssten geschaffen werden,
um Entgeltgleichheit herzustellen? Welche erfolgrei-
chen Modelle in Unternehmen für Entgeltgleichheit
und die Förderung von Frauen sowie die Vereinbar-
keit von Familie und Erwerbstätigkeit mit Blick auf
Arbeitszeiten und Arbeitszeitkonten oder Kontakthal-
te- bzw. Wiedereinstiegsangebote haben sich bewährt
und sollten breiter angewendet werden?

Welche Maßnahmen könnten Unternehmen ergrei-
fen, um Frauen die gleichen Verdienstmöglichkeiten zu
eröffnen wie Männern?

Siehe Frage 36.

47. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Einkommen
in der Privatwirtschaft zu veröffentlichen und durch
diese Transparenz dann auch vergleichbar zu machen?
Ist das ein sinnvoller Vorstoß? Mit welchen Maßnah-
men könnte mehr Transparenz über Lohn/Gehalts-
zahlungen inklusive vereinbarter Zulage etc. herge-
stellt werden? Wäre dies ein Beitrag zur Verhinderung
von Entgeltungleichheit?

Welche Möglichkeiten wären für Sie realistisch
denkbar, um Gehälter und Nebenleistungen aus Wirt-
schaft und Behörden transparenter zu machen, damit
einzelne Arbeitnehmer eine angemessene Vergütung
aushandeln können?

In der Regel liegt das Durchschnittseinkommen
der beschäftigten Frauen unterhalb der Männer. Am
deutlichsten tritt dies im oberen Einkommensbe-
reich auf. Die Einkommen gut verdienender Frauen
in den höchst bezahlten Berufen hören dort auf, wo
das Einkommen gut verdienender Männer erst
anfängt: (siehe Abbildung).

In den letzten Jahren nahm die Bedeutung von varia-
blen und leistungsabhängigen Einkommenskompo-
nenten zu. Diese tragen eher dazu bei, dass die Schere

der Einkommen von Frauen und Männern größer
wird (anstatt sie zu verkleinern). So kommt eine ak-
tuelle Untersuchung des WSI (Bispinck 2007) auf
Basis des SOEP zu dem Schluss, dass durch die er-
folgs- und gewinnabhängige Bezahlung die Kluft
zwischen den Beschäftigtengruppen größer gewor-
den ist. Insbesondere Männer, hoch qualifizierte An-
gestellte und Beschäftigte in Großbetrieben erhalten
eine Gewinnbeteiligung.

Hingegen Frauen, gering Qualifizierte und Be-
schäftigte in Kleinbetrieben werden davon kaum be-
günstigt. Hier wird deutlich, dass bei der Leistungs-
bewertung häufig Kriterien einfließen, die gar nichts
mit Leistung zu tun haben, so z.B. hierarchische Posi-
tion, Art der Tätigkeit, Sympathie oder Stereotype
im Hinblick auf Alter, Geschlecht oder Teilzeit. Spie-
len leistungsfremde Kriterien bei der Bewertungsent-
scheidung eine Rolle, haben Frauen meist das
Nachsehen (Tondorf/ Jochmann-Döll 2005,
Tondorf 2007).

50. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Teilzeit ein stär-
keres Gewicht zukommen zu lassen, um Familie und
Erwerbstätigkeit und Aufstiegschancen gleichermaßen
verbinden zu können?

Teilzeitarbeit ist in den letzten Jahren immer wei-
ter angestiegen. Sie beträgt für abhängig beschäftigte
Frauen mit Kind in Westdeutschland bereits 78%
(Statistisches Bundesamt 2008, Basis Mikrozensus).
Im Zusammenhang mit der Entgeltdiskriminierung
steht an vorderster Stelle nicht die weitere Teilzeitför-
derung, sondern die gleiche Bezahlung von Teilzeit-
beschäftigung, die gleichwertige Arbeit wie Vollzeit-
beschäftigte leisten, pro Stunde. Derzeit erhalten
Teilzeitbeschäftigte einen um 23% niedrigeren Stun-
denlohn als Vollzeitbeschäftigte. Die Differenz be-
trug im 1. Quartal 2008 4,17 Euro pro Stunde (de-
statis). Niedrige Stundenlöhne, die nicht durch Tä-
tigkeiten, die eine unterschiedliche Qualifikation er-
fordern, zu erklären sind, müssten als Diskriminie-
rung Teilzeitbeschäftigter betrachtet werden, die
nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz verboten ist
(§4 (1) TzBfG).

Es muss durch weitere Forschung geklärt werden,
ob die Einkommensdifferenz zulasten der Teilzeitbe-
schäftigten ausschließlich auf strukturelle Fragen zu-
rückzuführen ist, oder ob die Tatsache einer geringe-
ren vertraglichen Arbeitszeit (Teilzeit) selbst einen
Erklärungsbeitrag zur geschlechtsspezifischen Ein-
kommenslücke leistet. Ein Lohndifferential zwi-
schen Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten hat bereits
Wolf (2001) für die 1990er Jahre nachgewiesen. Die-
se Berechnungen müssten mit aktuellen Daten wie-
derholt werden. Brehmer/Seifert (2007) haben das
Risiko untersucht, unterhalb die Schwelle eines Pre-
karitätslohns zu geraten. Dies ist für Teilzeitbeschäf-
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tigte 2,4- bis 3,1mal so hoch wie für unbefristet Voll-
zeitbeschäftigte (2,4 mal für unbefristet Teilzeitbe-
schäftigte, 3,1mal für befristet Teilzeitbeschäftigte).
Am größten ist es für geringfügig Beschäftigte: Sind
sie unbefristet, besteht eine mehr als 11mal so hohe
Gefahr für einen Prekaritätslohn, bei befristeten Mi-
nijobs ist die Gefahr 18mal so hoch. Das ist Ausdruck
der Tatsache, dass ein großer Teil der Teilzeit- und
Minijoberinnen ein Stundeneinkommen unterhalb
der Niedriglohnschwelle bezieht. (Diese betrug für
Deutschland gesamt 2003 1.661 Euro brutto mtl.
bei Vollzeit, Kalina/Weinkopf 2006, 2008).

[…]
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Silvia Strub
VI. Best Practice

Beantwortung des Fragenkatalogs zu der öffentli-
chen Anhörung des Ausschusses für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend am 28.01.2009
(Auszug)

53. Gibt es best-practice-Beispiele, die für Deutsch-
land umsetzbar sind und welche sind dies?

54. Wie funktioniert das Schweizer Modell der Lohn-
strukturerhebung des Statistischen Bundesamts? Ist es
auf Deutschland übertragbar?

Die Schweizerische Lohnstrukturerhebung LSE
des Bundesamtes für Statistik BFS basiert auf einem
alle zwei Jahre im Oktober an die Unternehmen ver-
schickten Fragebogen. Sie erlaubt eine regelmäßige
Beschreibung der Lohnstruktur in allen Branchen
des sekundären und tertiären Sektors sowie im Gar-
tenbau anhand von repräsentativen Daten. Sie erfasst
nicht nur die Branche und die Größe des fraglichen
Unternehmens, sondern auch die einzelnen Merk-
male der Arbeitnehmenden und der Arbeitsplätze.
Hinzu kommen Informationen über die Ausbildung
und die berufliche Situation der Beschäftigten, über
das Anforderungsniveau des Arbeitsplatzes sowie
über die Art der Tätigkeit des Unternehmens (vgl.
Webseite des BFS: www.bfs.admin.ch Infothek [ Er-
hebungen, Quellen] Schweizerische Lohnstrukturer-
hebung (LSE) > Steckbrief ). Das deutsche Pendant
zur LSE ist die Verdienststrukturerhebung VSE des
Statistischen Bundesamtes. Die beiden Erhebungen
sind nicht 1:1 vergleichbar.

Wichtigste Unterschiede zwischen der LSE und
VSE im Hinblick auf eine mögliche Übertragung des

Lohngleichheitstests LOGIB auf Deutschland (vgl.
auch Fragen 55 und 56):
— Die Angaben für die Verdienststrukturerhebung

werden ebenso wie diejenigen der LSE bei den
Betrieben erfasst. Die Erhebung wird aber nur
alle 4-5 Jahre durchgeführt (zuletzt 2001, 2006).
Auch werden nicht alle Wirtschaftsbranchen er-
fasst (im Wirtschaftsabschnitt „Erziehung und
Unterricht“ wurde auf eine Befragung verzich-
tet). Der Anteil der erfassten Betriebe (gemessen
am Gesamt der Betriebe) und damit die Wahr-
scheinlichkeit, dass ein Unternehmen Angaben
für die VSE liefern muss, ist vergleichsweise ge-
ring, während in der Schweiz insbesondere die
größeren Unternehmen alle 2 Jahre in der LSE er-
fasst werden. (LSE: Stichprobenerhebung bei
rund 46.300 privaten und öffentlichen Unter-
nehmen bzw. Verwaltungen mit mind. 2 Ange-
stellten mit insgesamt rund 1.6 Millionen Arbeit-
nehmenden. Das entspricht einer Abdeckung
von ca. 40 Prozent der Beschäftigten. Total gibt es
rund 3.8 Mio Beschäftigte in den Referenzbran-
chen/-betrieben. VSE: Stichprobe bei 34.000 Be-
trieben mit mind. 10 Beschäftigten mit rund 1.8
Mio. Beschäftigten. Das ergibt bei rund 30 bis 40
Mio. Beschäftigten in den Referenzbranchen/
-betrieben eine deutlich geringere Abdeckung als
in der LSE.)

— Gewisse Merkmale, die in der Schweizerischen
Lohnstrukturerhebung erhoben und für die
Lohntests mit LOGIB genutzt werden, werden in
der VSE nicht bzw. anders erhoben. Bsp.: Die
LSE-Merkmale „Berufliche Stellung“ (hierarchi-
sche Position) und „Anforderungsniveau“ wer-
den in der VSE so nicht erhoben. Diese werden in
der VSE teilweise durch das Merkmal
„Leistungsgruppe“ abgedeckt.

Für eine Übertragung des Lohngleichheitstests LO-
GIB auf Deutschland würde das bedeuten: Im Ver-
gleich zur Schweiz kann weniger stark von der Tatsa-
che profitiert werden, dass die Unternehmen die
Mitarbeitenden-Daten sowieso regelmäßig für statis-
tische Zwecke aufbereiten und somit aktualisiert ha-
ben müssen. Auch wären gewisse Modifikationen am
Instrument notwendig.

55. Wäre ein Instrument analog des freiwilligen
„Lohntests” wie in der Schweiz auch in Deutschland
sinnvoll? Ist die „Freiwilligkeit” zielführend?

Ein solches Instrument wäre sicher auch in
Deutschland sinnvoll. Es kann einen wichtigen Bei-
trag zur Sensibilisierung der Unternehmen und wei-
terer Kreise (Behörden, Gewerkschaften u.a.) leisten.
In Einzelfällen kann es dazu beitragen, dass Unter-
nehmen, bei welchen der Test negativ ausfällt, frei-
willig Verbesserungsmaßnahmen (z.B. Lohnerhö-
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hungen zu Gunsten der Frauen) ergreifen. Um die
breite Masse von Unternehmen zu erreichen genügt
Freiwilligkeit alleine allerdings nicht.

56. Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung
von Frau und Mann stellt Unternehmen in der
Schweiz seit 2006 das Excel-Programm „Logib“ kos-
tenlos zur Verfügung. Mit dieser Software können
Unternehmen selbst überprüfen, ob sie Entgeltgleich-
heit zwischen Frauen und Männern gewährleisten.

Was ist der Hintergrund für die Entwicklung
und Einführung von „Logib“, wer war der Auftrag-
geber? Gibt es eine gesetzliche Grundlage? Wie
funktioniert „Logib“? Wer hat das Programm ent-
wickelt? Wie verbreitet ist „Logib“ mittlerweile, wie
viele Unternehmen wenden es an bzw. wird es auch
von anderen (Bundes-)institutionen angewandt? Ist
der Lohntest für die Unternehmen verpflichtend
oder auf freiwilliger Basis anzuwenden? Werden die
Ergebnisse des Lohntests in einer Statistik erfasst
oder sogar als Nachweis für die Berücksichtigung bei
Ausschreibungen oder Fördermitteln
berücksichtigt?

Was ist der Hintergrund für die Entwicklung und
Einführung von „Logib“, wer war der Auftraggeber?
Gibt es eine gesetzliche Grundlage?

Frauen verdienten in der Schweiz im privaten
Sektor im Jahr 2006 noch immer rund 24% weniger
als Männer. Fast 40 Prozent der Lohndifferenz kön-
nen nicht durch Unterschiede in persönlicher Quali-
fikation, stellen- oder unternehmensspezifischen
Merkmalen erklärt werden und sind als Lohndiskri-
minierung zu werten. (Vgl. Strub, Silvia, Michael
Gerfin, Aline Büttikofer (2008): Vergleichende Ana-
lyse der Löhne von Frauen und Männern anhand der
Lohnstrukturerhebungen 1998 – 2006. Untersu-
chung im Rahmen der Evaluation der Wirksamkeit
des Gleichstellungsgesetzes. Bericht der Arbeitsge-
meinschaft Büro für arbeits- und sozialpolitische
Studien BASS AG und Volkswirtschaftliches Institut
der Universität Bern, Prof. Michael Gerfin, zu Han-
den des Bundesamtes für Statistik und des Eidg.
Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann
vom 17. Mai 2008.)

Werden einzelne Branchen betrachtet, zeigen sich
große Unterschiede bezüglich des Ausmaßes der
Lohndifferenz wie auch der Lohndiskriminierung.
Auch innerhalb der Wirtschaftsbranchen sind die
Unterschiede groß. Entsprechende statistische Ana-
lysen sowie eine inzwischen breite Praxiserfahrung
zeigen, dass die Lohndiskriminierung hauptsächlich
durch ungleiche Entlöhnung von gleichwertiger Ar-
beit innerhalb der Betriebe zu erklären ist. Das be-
deutet, dass die einzelnen Betriebe von Gesetzes we-
gen zur Verantwortung gezogen werden können.

(Nur diskriminierende Lohnunterschiede innerhalb
eines gleichen Unternehmens bzw. Arbeitgebers
stellen eine Lohndiskriminierung nach dem
Gleichstellungsgesetz dar.)

Nebst dem gerichtlichen Weg (individuelle Lohnkla-
gen oder Verbandsklagen nach Gleichstellungsge-
setz) bietet das Schweizerische Beschaffungsrecht die
Möglichkeit, dass der Staat aktiv gegen Lohndiskri-
minierungen vorgehen kann: Das Schweizerische Be-
schaffungsrecht verpflichtet anbietende Firmen un-
ter anderem, den Grundsatz der Lohngleichheit zwi-
schen Frau und Mann zu gewährleisten. Damit wird
der geltenden schweizerischen Gesetzgebung und in-
ternationalen Übereinkommen Rechnung getragen.
Zudem sollen Wettbewerbsverzerrungen zu unguns-
ten fairer Arbeitgebenden vermieden werden. Das
Eidg. Büro für die Gleichstellung von Frau und
Mann (EBG) kann mit der Durchführung von Kon-
trollen beauftragt werden. Für die Überprüfung der
Einhaltung dieser Bestimmung liegt seit 2004 ein
wissenschaftlich fundiertes, in der Praxis erprobtes
Kontrollinstrument vor. Das Instrumentarium wur-
de vom Büro für arbeits- und sozialpolitische Studien
BASS in Bern im Auftrag des EBG und der
Beschaffungskommission des Bundes (BKB)
entwickelt.

STREIT 3 / 2009 131



Wie funktioniert „Logib“?
LOGIB ist ein Teil des mehrstufigen Instrumen-

tariums zur Überprüfung der Lohngleichheit (vgl.
weiter unten). Das Kontrollinstrument stützt sich
auf ökonomischstatistische Analyse-Methoden. Zen-
traler Bestandteil ist die Methode der Regressions-
analyse, wie sie auch für gesamtwirtschaftliche Dis-
kriminierungsschätzungen zum Einsatz gelangt. Un-
ter gewissen Voraussetzungen (mind. ca. 30-50 Mit-
arbeitende, beide Geschlechter vorhanden) lässt sich
das Verfahren auf einzelne Unternehmen anwenden.
Die Methode erlaubt es, den isolierten Einfluss
verschiedener Faktoren auf den Lohn zu messen:
— In der standardisierten Analyse wird ermittelt,

welche Lohnunterschiede durch objektive Quali-
fikationsmerkmale wie Ausbildung, Dienstalter
und potenzielle Erwerbserfahrung (Humankapi-
talfaktoren) oder durch Unterschiede bezüglich
beruflicher Stellung und Anforderungsniveau
(arbeitsplatzbezogene Faktoren) erklärt werden
können und welcher Anteil ungeklärt bleibt, also
auf das Geschlecht zurückzuführen ist.

— Je nach Ergebnis der standardisierten Analysen
bzw. um zusätzliche Erkenntnisse über die spezi-
fische Lohnsituation in einer Firma zu gewinnen,
werden vertiefende Analysen durchgeführt.

Für die selbständige Durchführung der standardi-
sierten Analyse steht den Unternehmen das Ex-
cel-Programm LOGIB (Lohngleichheitsinstrument
des Bundes) zur Verfügung. LOGIB ist kostenlos
und kann auf der Webseite des Eidg. Gleichstellungs-
büros heruntergeladen werden (www.logib.ch). Auf

Wunsch vermitteln die Bundesstellen ausgewiesene
Expertinnen und Experten, welche die Unterneh-
men bei der Anwendung von LOGIB oder für
vertiefende Analysen unterstützen.

Wer hat das Programm entwickelt?
LOGIB basiert auf dem Instrumentarium, wel-

ches das Büro für arbeits- und sozialpolitische Stu-
dien BASS (www.buerobass.ch) für das Eidg. Gleich-
stellungsbüro EBG und die Beschaffungskommissi-
on des Bundes BKB entwickelt hat. Die technische
Umsetzung (Programmierung in Excel) wurde von
Silvia Rothen ( www.ecotronics.ch) in Bern geleistet.

Wie verbreitet ist „Logib“ mittlerweile, wie viele Un-
ternehmen wenden es an bzw. wird es auch von ande-
ren (Bundes-)institutionen angewandt?

Seit der Lancierung des Instruments im Jahr 2004
bzw. der Bereitstellung von LOGIB Ende 2005 ha-
ben Hunderte von Unternehmen des privaten und
öffentlichen Sektors (einschließlich mehrere Bundes-
ämter und Kantonsverwaltungen) sowie NGOs den
Test auf freiwilliger Basis durchgeführt bzw. durch-
führen lassen. Seit 2006 werden außerdem regelmä-
ßige Stichkontrollen bei AnbieterInnen des Bundes
durchgeführt.

Ist der Lohntest für die Unternehmen verpflichtend
oder auf freiwilliger Basis anzuwenden?

Der Test ist verpflichtend für AnbieterInnen des
Bundes, welche im Rahmen der jährlichen Stichkon-
trollen überprüft werden. In diesen Fällen wird die
Überprüfung durch ausgewiesene ExpertInnen vor-
genommen. In manchen Kantonen sind analoge
Kontrollen vorgesehen (Bsp. Kanton Bern). Im Übri-
gen wird der Test von Unternehmen des privaten und
öffentlichen Sektors sowie NGOs auf freiwilliger
Basis angewendet.

Werden die Ergebnisse des Lohntests in einer Statistik
erfasst oder sogar als Nachweis für die Berücksichti-
gung bei Ausschreibungen oder Fördermitteln
berücksichtigt?

Nein, die Ergebnisse werden nicht statistisch er-
fasst. Bis jetzt werden die Ergebnisse nicht als Nach-
weis für die Berücksichtigung bei Ausschreibungen
oder Fördermitteln berücksichtigt. Im Beschaffungs-
wesen des Kantons Bern läuft aber zur Zeit ein
entsprechendes Pilotprojekt.

Hinweis der Redaktion:
Das BMFSFJ hat zwischenzeitlich das schweizeri-

sche Instrument für die Lohnanalyse „Logib“ für den
(freiwilligen) Gebrauch durch Unternehmen in
Deutschland angepasst.
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